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Das Volksbegehren „Bremer Gesetz gegen den Pflegenotstand, für mehr Personal und 
gute Versorgung im Krankenhaus“ kann nicht zugelassen werden. Das hat der Staats-
gerichtshof der Freien Hansestadt Bremen mit seinem heute verkündeten Urteil ent-
schieden.  
 
Verfahrensgegenstand war die Frage, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulas-

sung des am 12.2.2019 eingereichten Volksbegehrens „Bremer Gesetz gegen den Pfle-

genotstand, für mehr Personal und gute Versorgung im Krankenhaus“ gegeben sind. Mit 

dem Volksbegehren soll im Wege der Einfügung neuer Vorschriften in das Bremische 

Krankenhausgesetz erreicht werden, dass verbindliche Regelungen zur Bemessung des 

Pflegefachpersonals in Krankenhäusern aufgestellt, eine Expertenkommission zur Weiter-

entwicklung der Personalvorgaben eingesetzt, sowie jährliche Berichte über die Personal-

planung in Krankenhäusern erstellt werden. 

 

Wenn der Senat der Freien Hansestadt Bremen – wie hier - die gesetzlichen Vorausset-

zungen für die Zulassung eines Volksbegehrens nicht für gegeben hält, hat der Staatsge-

richtshof hierüber zu entscheiden. Der Staatsgerichtshof hat in der Sache am 30.1.2020 

mündlich verhandelt. Er hat mit seinem am 20.2.2020 verkündeten Urteil festgestellt, dass 

die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung des Volksbegehrens über den Ent-

wurf eines Gesetzes zur Änderung des Bremischen Krankenhausgesetzes (BremKrhG) 

nicht gegeben sind. 

 

http://www.staatsgerichtshof.bremen.de/


Der Staatsgerichtshof hat festgestellt, dass das Volksbegehren schon deshalb nicht zuge-

lassen werden kann, weil dem Zulassungsantrag ein Finanzierungsvorschlag fehle. Ein 

Finanzierungsvorschlag sei erforderlich, weil den Bürgerinnen und Bürgern vor Augen ge-

führt werden müsse, welche finanziellen Belastungen sich aus dem Volksbegehren erge-

ben können und wie diese nach den Vorstellungen der Initiatoren ausgeglichen werden 

sollen. Das Volksbegehren belaste den zukünftigen Staatshaushalt, denn sowohl durch 

die mit dem Gesetzentwurf vorgesehene Expertenkommission als auch durch die vorge-

sehene erhöhte Personalbedarfsbemessung in den Kliniken könnten im Bereich der Bei-

hilfen für Beamte sowie im Bereich der freien Heilfürsorge nennenswerte Kosten für die 

öffentlichen Haushalte entstehen.  

 

Das Volksbegehren sei weiterhin deshalb unzulässig, weil der diesem zugrundeliegende 

Gesetzentwurf gegen höherrangiges Recht verstoße. Dem Land fehle die Gesetzgebungs-

kompetenz für Regelungen zur Bemessung und Finanzierung des Pflegepersonalbedarfs 

in Krankenhäusern und zu Personaluntergrenzen, denn der Bund habe von der ihm nach 

dem Grundgesetz zustehenden Gesetzgebungskompetenz umfassend und abschließend 

Gebrauch gemacht. Auch das Volksbegehren ziele auf die Festlegung von Mindestperso-

nalzahlen für Pflegekräfte im Krankenhaus ab. Dass die bundesrechtlichen Pflegeperso-

nalvorgaben möglicherweise hinter den Anforderungen im Gesetzentwurf des Volksbegeh-

rens zurückbleiben, führe nicht zu einer Regelungskompetenz der Länder. Diese seien 

nicht berechtigt, eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz dort in Anspruch zu neh-

men, wo sie eine abschließende Bundesregelung für unzulänglich und deshalb reformbe-

dürftig halten. 

 

Das Volksbegehren sei schließlich auch unzulässig, soweit der vorgeschlagene Gesetz-

entwurf den Senat verpflichte, auf der Grundlage eines Abschlussberichts einer Experten-

kommission der Bürgerschaft binnen einer bestimmten Frist einen Gesetzentwurf zur No-

vellierung des Bremischen Krankenhausgesetzes vorzulegen. Hierdurch werde das durch 

die Bremische Landesverfassung gewährleistete Gesetzesinitiativrecht des Senats ver-

letzt, das diesen berechtige, nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden, ob und in 

welcher Weise er von der Befugnis, Gesetzesvorlagen in die Bürgerschaft einzubringen, 

Gebrauch machen wolle. 

 



Da die wesentlichen, den Inhalt des Gesetzesentwurfs prägenden Vorschriften gegen die 

Landesverfassung oder geltendes Bundesrecht verstießen, komme eine Teilzulässigkeit 

des Volksbegehrens nicht in Betracht.  

 

Die Entscheidung ist einstimmig ergangen.  

 

Der vollständige Urteilstext ist dieser Pressemitteilung beigefügt.  
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